
VDA: „Euro 7 ist in dieser Form nicht machbar“
Der Verband der Automobilindustrie hält die heute von der EU-Kommission
verabschiedete Euro-7-Abgasnorm zeitlich für nicht umsetzbar. Sie soll für Pkw ab Juli
2025 gelten. Für technologisch kaum realisierbar hält der Branchenverband außerdem die
Umsetzung bei schweren Nutzfahrzeugen bis Juli 2027.

„Der Vorschlag sieht eine Absenkung der Grenzwerte teils um über Faktor zehn bei
gleichzeitiger deutlicher Ausweitung der Testbedingungen, der Dauerhaltbarkeit sowie der
Einführung neuer Begrenzungen für Lachgas, Ammoniak und Bremsstaub vor. Damit geht
die Kommission deutlich über vergleichbare internationale Emissionsgesetzgebungen
hinaus“, beklagt VDA-Präsidentin Hildegard Müller.

Brüssel setzt aus VDA-Sicht nicht auf Augenmaß und Machbarkeit, sondern „auf
unrealistische Extremziele“. Für Pkw und leichte Nutzfahrzeuge seien die
Grenzwertsenkungen nominell zwar geringer, aber zeitlich zu ambitioniert. Eine
Vorlaufzeit von nur einem Jahr nach dem erwarteten bindenden Beschluss sei
schlichtweg zu kurz.

Der VDA sieht zudem unrealistische Szenarien und Extremsituationen bei den
Bedingungen für die Testfahrten. Hier würden künstlich „Worst-Case-Fahrten“ provoziert.
Der Gesetzentwurf sehe zudem eine Angleichung der Gesetzgebung für Pkw und leichte
Nutzfahrzeuge vor. „Damit sind leichte Nutzfahrzeuge doppelt von der Verschärfung der
Gesetzgebung betroffen. Der vorgeschlagene N2O-Grenzwert stellt für Transporter über
3,5 Tonnen Gesamtgewicht eine besondere Herausforderung dar. Das Versprechen der
Kommission, dass Euro 7 kein faktisches Verbot des Verbrenners bedeutet, ist somit nicht
eingehalten. Die angestrebten Grenzwerte liegen am äußersten Rand dessen, was
technologisch machbar ist", stellt Hildegard Müller fest. (aum)
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